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Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Administration judiciare

In der Frühjahrssession nahm sich der Nationalrat der Justiz-Initiative an. Zur Debatte
standen dabei drei Minderheitsanträge, welche die Ausarbeitung eines Gegenvorschlags
bezweckten, was der Bundesrat in seiner Vorlage abgelehnt hatte. Ein
Minderheitsantrag Min Li Marti (sp, ZH) verlangte die Rückweisung des Geschäfts an die
RK-NR, damit diese ihren in Form einer parlamentarischen Initiative (Pa.Iv. 20.480)
bereits eingereichten indirekten Gegenvorschlag weiter ausarbeite. Zwei weitere links-
grüne Minderheiten präsentierte einen eigenen direkten Gegenentwurf, der gleichzeitig
mit der Initiative zur Abstimmung kommen soll.
Die RK-NR selber sehe aber keinen Handlungsbedarf mehr, berichtete Barbara
Steinemann (svp, ZH) für die Kommission. Nach einigen Anhörungen sei man zum
Schluss gekommen, dass sich das aktuelle System bewährt habe. Die Wahl von
Richterinnen und Richtern, wie sie heute praktiziert werde, sei nicht über alle Zweifel
erhaben und es gebe durchaus «diskussionswürdige Punkte», so die
Kommissionssprecherin. Alle anderen Systeme seien aber «noch weniger perfekt»,
weshalb die Kommission mit 22 zu 0 Stimmen (3 Enthaltungen) empfehle, die
Volksinitiative ohne indirekten Gegenvorschlag und ohne direkten Gegenentwurf
abzulehnen.
In der Begründung ihres Rückweisungsantrags machte Min Li Marti (sp, ZH) auf die
wunden Punkte aufmerksam, auf welche die Initiative die Finger legt: Die Frage der
Wiederwahl – Richterinnen und Richter müssen periodisch in ihrem Amt bestätigt
werden, was in jüngerer Zeit nicht immer reibungslos vonstatten gegangen war –; die
Mandatsabgaben, die von Richterinnen und Richtern an ihre Parteien bezahlt werden
müssen und die auch von der Greco kritisiert werden, weil sie das bestehende
Abhängigkeitsverhältnis noch verstärken; oder die Auswahl der Richterinnen und
Richter durch die Gerichtskommission, die kein eigentliches Fachgremium darstellt und
weniger auf Fachkompetenz als auf politische Einstellungen und Parteizugehörigkeit
achtet. Diese Punkte müssten von der Rechtskommission noch einmal überdacht und in
eine Gesetzesrevision gegossen werden, forderte die Zürcher Sozialdemokratin. Sibel
Arslan (basta, BS) skizzierte in der Folge die beiden direkten Gegenentwürfe.
Vorgesehen war eine Erhöhung der Amtsdauer von Richterinnen und Richter auf zwölf
oder sechzehn Jahre in Verbindung mit einem noch zu regelnden
Amtsenthebungsverfahren. Das bisherige Wiederwahlverfahren gefährde die
Unabhängigkeit der Judikative, weil Richterinnen und Richter mit ihrer Wiederwahl
unter Druck gesetzt werden könnten, so die Begründung der Baslerin.  

In der nachfolgenden Debatte wiesen auch zahlreiche Votantinnen und Votanten auf
die Mängel des bestehenden Systems hin. Freilich war umstritten, ob diese Mängel mit
einem Gegenvorschlag oder einem Gegenentwurf behoben werden müssten oder ob sie
sich «im Rahmen der heutigen Strukturen lösen» lassen, wie sich etwa Pirmin
Schwander (svp, SZ) überzeugt zeigte. Wichtig sei freilich, dass man bereits bei der
Selektion der Kandidierenden die «richtigen Persönlichkeiten» auswähle. Das System
funktioniere, befand auch Christoph Eymann (ldp, BS). Änderungen seien weder auf
Gesetzes- noch auf Verfassungsstufe nötig. Der von der Initiative kritisierte
Parteienproporz bei Richterwahlen sei gar nicht so schlecht, führte dann Philipp
Matthias Bregy (mitte, VS) aus. Er garantiere vielmehr eine Vertretung aller
«ideologischen Richtungen». Auch die regelmässigen Wiederwahlen wurden verteidigt:
In Realität seien die Richterinnen und Richter unabhängig von ihren Parteien und zu
einer Abwahl komme es praktisch nie, argumentierte Sidney Kamerzin (mitte, VS) gegen
eine Reform des Systems. Gegen ein zu hastiges Vorgehen mit Hilfe von
Gegenvorschlägen und Gegenentwürfen stellte sich auch Kurt Fluri (fdp, SO). Man
müsse die bestehenden Probleme in Ruhe angehen. So sei ja etwa eine Motion von Beat
Walti (fdp, ZH) für ein Verbot von Mandatssteuern bereits eingereicht worden. 
Die Ratslinke – unterstützt von der GLP, für die Beat Flach (glp, AG) Handlungsbedarf
aufgrund der undurchsichtigen Mandatsabgaben feststellte – hätte hingegen die
Initiative gerne als Treiberin für nötige Reformen genutzt. Es sei ein Glücksfall, dass es
dank der Initiative zu einer öffentlichen Debatte über die Judikative komme, lobte
Matthias Aebischer (sp, BE). Wenn ein indirekter Gegenentwurf jetzt ausgearbeitet
werden müsse, könnten die «kritischen und berechtigten Aspekte der Initiative»
aufgenommen werden, warb auch Ursula Schneider Schüttel (sp, FR) für die
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Rückweisung an die Kommission.

Eine solche wurde dann allerdings von der Ratsmehrheit mit 99 zu 81 Stimmen (1
Enthaltung) abgelehnt. Dabei zeigte sich der aufgrund der vorgängigen Diskussion zu
erwartende Graben zwischen SVP-, FDP- und der Mehrheit der Mitte-Fraktion, die den
Rückweisungsantrag ablehnten, und den Fraktionen von SP, GP und GLP sowie der EVP.
Auf die beiden Vorlagen für mögliche direkte Gegenentwürfe mochte der Rat sodann
gar nicht erst eintreten. Mit 102 zu 79 Stimmen (3 Enthaltungen) wurde eine mögliche
Debatte abgelehnt. Dabei zeigten sich die praktisch gleichen Fronten wie bei der
abgelehnten Rückweisung. 

Die Initiative selber fand bei den Rednerinnen und Rednern kaum Unterstützung. Das
Losverfahren sei «schlicht unseriös», urteilte Philipp Matthias Bregy (mitte, VS). Der
Zufall mache seine Sache nur selten gut, befand auch Nicolas Walder (gp, GE) und mit
dem Los bestünde das grosse Risiko, dass nicht alle politischen Sensibilitäten in der
Judikative repräsentiert seien. Auch die Idee eines Fachgremiums, mit dem die
auszulosenden Kandidierenden bestimmt würden, stiess auf Kritik. Auch die Mitglieder
eines solchen Gremiums könnten nicht politisch neutral sein, warnte Matthias
Aebischer (sp, GE). Eine durch Los oder ein Fachgremium bestimmte Judikative sei
demokratisch weniger legitimiert als durch das Parlament oder die Stimmbevölkerung
gewählte Richterinnen und Richter, pflichtete Andreas Glarner (svp, AG) bei. Ein
«Sympathie-Ja» erhielt das Begehren einzig von Lukas Reimann (svp, SG):
Richterwahlen seien sehr wohl politisch und die Parteizugehörigkeit verhindere die
Auswahl der besten Kandidierenden, begründete der St. Galler seine Unterstützung. 
Der Nationalrat folgte stillschweigend dem Antrag der Kommission, die Initiative zur
Ablehnung zu empfehlen. Die NZZ sprach nach der nationalrätlichen Debatte von einer
verpassten Chance. Es sei fraglich, ob das Parlament ohne den Druck einer
Volksinitiative gewillt sei, die Mängel im bestehenden System zu beheben. 1

Am Bundesverwaltungsgericht mussten drei Stellen neu besetzt werden. Die Vakanzen
ergaben sich durch die Rücktritte von Roland Flury (fdp) und Gérard Scherrer (parteilos)
sowie aufgrund der Wahl von Marianne Ryter (sp) ans Bundesgericht. Auf die
Ausschreibung für eine Richterstelle für eine Person mit französischer und zwei Stellen
für Personen mit deutscher Muttersprache bewarben sich 18 Männer und neun Frauen.
Aus diesen Bewerbungen entschied sich die GK für die deutschsprachigen Christoph
Errass (glp) und Iris Widmer (gp) und die französischsprachige Chrystel Tornare
Villanueva (svp). 
Die Nomination der SVP-Richterin stiess bei den Fraktionen der GP und der SP auf
Widerstand. Sibel Arslan (basta, BS) reichte einen Ordnungsantrag ein, mit dem sie eine
Verschiebung der Wahl für die französische Richterstelle beantragte. Sie begründete
dies in der Debatte der Vereinigten Bundesversammlung in der Wintersession 2021 mit
dem fehlenden Parteienproporz in der Abteilung IV des BVGer. Sie zitierte eine Studie,
die vor allem in den beiden Asylabteilungen einen Zusammenhang zwischen
Parteizugehörigkeit einer Richterin oder eines Richters und Gutheissen einer
Asylrechtsbeschwerde aufzeige: Gerichtspersonen, die der SVP angehörten, würden
signifikant weniger Beschwerden gutheissen als jene von SP und GP. Freilich sei bei
«pluralistisch zusammengesetzten Spruchkörpern» die «Gefahr der Verpolitisierung»
kleiner, weshalb es eben Diversität brauche. Mit der Wahl von Chrystel Tornare
Villanueva wäre die SVP in den beiden Asylabteilungen stark übervertreten, zudem
würden die drei französischsprachigen Richterinnen und Richter gar alle drei «von der
rechten politischen Seite» stammen. Ihr Antrag richte sich keinesfalls gegen die Person
Tornare Villanueva, betonte Arslan. Sie sei im Gegenteil erfreut, dass eine Frau gewählt
würde, aber diese parteipolitische Konstellation müsse verhindert werden. Für die GK
brachte Andrea Caroni (fdp, AR) die Argumente gegen den Ordnungsantrag vor. Bei
Richterwahlen müsse es darum gehen, fachlich geeignete Personen zu wählen. Dies sei
bei Chrystel Tornare Villanueva unbestritten der Fall. Die Wahl der Partei folge der
Vertretung am Gesamtgericht und die SVP sei am BVGer untervertreten. Zudem sei der
Antrag nicht konsequent. In der Abteilung IV sei demnach nicht nur die SVP
übervertreten, sondern auch die GP. Im September 2021 sei aber trotz leichter
Übervertretung zusätzlich «eine grüne Richterin» gewählt worden. Damals habe
niemand einen Ordnungsantrag gestellt, so Caroni.
Bei der Abstimmung über ebendiesen Ordnungsantrag sprachen sich 41 Ständerätinnen
und -räte unter Namensaufruf gegen die Verschiebung der Wahl aus, eine Ständerätin
dafür. Auch der Nationalrat lehnte den Antrag mit 156 zu 28 Stimmen deutlich ab. 
In der Folge wurden alle drei vorgeschlagenen Kandidierenden gewählt. Bei 234
eingelangten Wahlzetteln entfielen 223 Stimmen auf Christoph Errass, 201 Stimmen auf
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Iris Widmer und 187 Stimmen auf Chrystel Tornare Villanueva. 2

In der Herbstsession 2022 beriet der Nationalrat über die Erhöhung der Zahl der
ordentlichen Richterinnen und Richter am Bundesgericht – ein auf eine
parlamentarische Initiative der RK-NR und den Wunsch des Bundesgerichts
zurückgehender Vorschlag, um der «chronischen Überlastung» des obersten Gerichts
zu begegnen, wie Kommissionssprecherin Sibel Arslan (basta, BS) darlegte. Auch der
Bundesrat hatte sich in einer Stellungnahme für neu 40 statt wie bisher 38
Vollzeitstellen am Bundesgericht ausgesprochen. Eine aus SVP-Mitgliedern bestehende
Kommissionsminderheit beantragte einerseits Nichteintreten und andererseits die
Rückweisung an die Kommission, damit diese die Abschaffung der nebenamtlichen
Bundesgerichtsstellen prüfen könne. Minderheitensprecher Jean-Luc Addor (svp, VS)
begründete diese Anträge damit, dass eine Erhöhung erstens nicht gerechtfertigt sei
und zweitens lediglich Flickwerk darstelle. Vielmehr müsse eine echte Reform des
Bundesgerichts in Angriff genommen und dabei eben eine Reorganisation mittels
Abschaffung der Nebenämter geprüft werden. Justizministerin Karin Keller-Sutter wies
darauf hin, dass eine Modernisierung des Bundesgerichtsgesetzes geprüft werde, mit
der das oberste Gericht entlastet werden könnte. Es sei möglich, dass diese angedachte
Reform zu einer Abnahme der Arbeitslast führen könnte, und das Parlament sei dann ja
frei, die Zahl der Stellen wieder zu reduzieren. Kurzfristig gebe es aber keine andere
Lösung als eine Erhöhung der Zahl ordentlicher Richterinnen und Richter. Diesem
Argument folgte die Mehrheit der grossen Kammer und stimmte sowohl für Eintreten
(127 zu 47 Stimmen) als auch gegen den Rückweisungsantrag der Minderheit (126 zu 47
Stimmen). In der ohne Diskussion stattfindenden Gesamtabstimmung standen 131
befürwortende erneut 47 ablehnenden Stimmen gegenüber. In allen drei Abstimmungen
bildete die geschlossen stimmende SVP-Fraktion die Opposition. 3

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
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1) AB NR, 20201 S. 324 ff.; AB NR, 20201 S. 94 ff.; SZ, 1.3.21; CdT, LT, TG, 4.3.21; LT, Lib, 10.3.21; NZZ, 11.3.21
2) AB VB, 2021 S. 2773 ff.; Bericht GK vom 02.12.21; NZZ, 11.12.21; AZ, CdT, NZZ, 16.12.21
3) AB NR, 2022, S. 1657 ff.; BBl, 2022 2128; NZZ, 20.7., 8.8.22; AZ, 13.8.22
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